
das Recht an Briefen, Tagebüchern und anderen ver
traulichen Aufzeichnungen gewährleistet wird (§§ 86 
bis 90 URG). Dabei muß von vornherein davor gewarnt 
werden, in dem Schutz der Intimsphäre der Bürger die 
Abgrenzung eines staats- und gesellschaftsfreien Le
bensbereichs, die Einräumung eines privaten Reservats 
zu sehen, in dem der einzelne der Gesellschaft gegen
über für sein Tun und Lassen keine Verantwortung 
trägt. Ebenso wie die sozialistische Gesellschaft von 
allen Bürgern ein verantwortungsvolles Verhalten zur 
Ehe und Familie erwartet (§ 1 Abs. 2 FGB), fordert sie 
solches Verantwortungsbewußtsein auch in den anderen 
Beziehungen des persönlichen Lebens.

Daß der zivilrechtliche Persönlichkeitsschutz nicht als 
ein Konglomerat unterschiedlicher Rechtsinstitute, son
dern als fester Bestandteil des im gesamten sozialisti
schen Recht wirksamen Persönlichkeitsschutzes betrach
tet werden muß, zeigt auch das mit dem URG erstmals 
garantierte Recht an Briefen und anderen vertraulichen 
Mitteilungen und Aufzeichnungen. Dieses Recht, das — 
im Gegensatz zum Recht am eigenen Bild — bisher noch 
kaum Gegenstand rechtstheoretischer Untersuchungen 
und gerichtlicher Entscheidungen gewesen ist, macht 
ebenfalls deutlich, daß es mit dem allumfassenden 
Grundrecht auf volle Entfaltung der Persönlichkeit 
durch bewußte Teilnahme an der sozialistischen Praxis 
eng zusammenhängt. Es gehört zu den Grundsätzen des 
Gemeinschaftslebens, zur Achtung der Persönlichkeit 
des Bürgers, daß Schriftstücke persönlichen Charakters 
mit den in ihnen enthaltenen vertraulichen Informa
tionen nur mit Einwilligung des Verfassers und des 
Empfängers veröffentlicht, vervielfältigt, verbreitet oder 
in anderer Weise in der Gesellschaft verwendet werden.

Ebensowenig, wie es sich ein Bürger gefallen lassen 
muß, daß sein Personenbildnis ohne seine Zustimmung 
verbreitet oder öffentlich ausgestellt wird, braucht er 
sich die Kontrolle über die Verwendung der von ihm 
verfaßten oder an ihn gerichteten persönlichen brief
lichen Mitteilungen aus der Hand nehmen zu lassen. 
Abgesehen davon, daß diese Mitteilungen Außenstehen
den, die über die näheren Zusammenhänge nicht im 
Bilde sind, eine ganz falsche Vorstellung von der Per
sönlichkeit der Partner des Briefwechsels geben können, 
geht es hier überhaupt darum, den Bürger vor Zudring
lichkeiten und Eigenmächtigkeiten in der Verwendung 
persönlicher, d. h. nur für einen bestimmten Adressaten 
odaf Personenkreis gedachter Äußerungen zu schützen. 
Auf diese Weise erfährt das in der Verfassung (Art. 8) 
garantierte Postgeheimnis seine zivilrechtlich notwen
dige Ergänzung, die dem Vertraulichkeitscharakter der 
brieflichen Äußerung über den Postbeförderungsweg 
hinaus Rechnung trägt.
Dieser gesellschaftlichen Grundlagen und rechtstheore
tischen Zusammenhänge des Persönlichkeitsschutzes 
muß man sich bewußt sein, wenn man bei der prak
tischen Anwendung des Rechts zu richtigen Ergebnissen 
gelangen will. So spielte z. B. bei der Diskussion über 
Grundfragen des neuen Urheberrechtsgesetzes der DDR 
das Problem eine Rolle, ob und inwieweit Briefe ohne 
Einwilligung von Absender und Empfänger als Beweis
mittel im Verfahren verwendet und ihr Inhalt in der 
gerichtlichen Verhandlung vorgetragen und erörtert 
werden kann. Nach dem Wortlaut der Bestimmungen 
des URG wäre dies nur mit Zustimmung des Verfassers 
und des Empfängers bzw. deren Hinterbliebenen zu
lässig, ohne eine solche Zustimmung erst mit Ablauf 

- von zehn Jahren nach dem Tode der Briefpartner (vgl. 
§§ 89, 90 URG). Danach würde der Brief eines Ehegatten, 
den der andere in einem Scheidungsverfahren als Be
weismittel anbietet, ohne Zustimmung beider Brief
partner nicht verwendet werden können.
Zu diesem Ergebnis gelangt man aber nur. wenn man

das Recht an Briefen und anderen vertraulichen Auf
zeichnungen als isoliertes Institut des Zivilrechts be
trachtet und seine gesellschaftliche Bedingtheit, seine 
Verwurzelung in der gesellschaftlichen Grundlage aller 
Persönlichkeitsrechte des sozialistischen Rechts über
sieht. Alle diese Rechte sind gekennzeichnet durch die 
für das sozialistische Recht charakteristische Verbin
dung und Übereinstimmung von persönlichen und ge
sellschaftlichen Interessen. Wie bei der Regelung des 
Rechts am eigenen Bild auch die Interessen der Gesell
schaft, darunter die der Rechtspflege (vgl. § 87 URG, 
insbesondere Buchst, c), berücksichtigt worden sind, die 
eine Verbreitung oder öffentliche Ausstellung von Per
sonenbildnissen auch ohne die Einwilligung des Berech
tigten gestatten und erfordern21, so muß auch die Ver
wendung von Briefen im Interesse der vollständigen 
Aufklärung des Sachverhalts im gerichtlichen Verfahren 
ohne Zustimmung der Berechtigten möglich sein, zumal 
die Verwendung von Personenbildnissen als Beweis
stücke im gerichtlichen Verfahren einer solchen Zustim
mung ebenfalls nicht unterliegt. Die für die Ausübung 
der Rechtspflege maßgebenden prozeßrechtlichen Be
stimmungen enthalten keine Einschränkung in der Ver
wendung von Briefen als urkundliche Beweisstücke. 
Sie gestatten es aber — und darauf ist in persönlich
keitsrechtlicher Hinsicht besonders aufmerksam zu 
machen —, den durch das Recht an vertraulichen Auf
zeichnungen geschützten persönlichen Interessen durch 
eine zumindest zeitweilige Ausschließung der Öffent
lichkeit Rechnung zu tragen, wenn trotz Widerspruchs 
eines Berechtigten die Verwendung des Briefes zum 
Zwecke der vollständigen Aufklärung des Sachverhalts 
erforderlich erscheint22.

Ein ähnliches Problem des Persönlichkeitsschutzes tritt 
im gerichtlichen Verfahren bei der Verwendung von 
Tonbandaufnahmen zu Beweiszwecken auf. Bei Ton
aufzeichnungen, die Vorgänge aus der Intimsphäre von 
Verfahrensbeteiligten wiedergeben, besteht die Gefahr, 
daß vor der von einer Seite heimlich bewirkten Auf
nahme die andere Seite zu dem für Beweiszwecke ge
wünschten Verhalten provoziert worden ist. Es liegt 
nicht im Interesse der Aufklärung des Sachverhalts, daß 
Schallträger mit den Ergebnissen derartiger Provoka
tionen in den Prozeß als Beweisstücke eingeführt wer
den. Es ist aber auch eine schwere Verletzung der Per
sönlichkeit des Bürgers, wenn hinter seinem Rücken 
Tonträger hergestellt werden, die dem späteren Hörer 
ein bestimmtes, unter mehr als zweifelhaften Umstän
den zustande gekommenes Bild seiner Persönlichkeit 
vermitteln sollen. Deshalb muß die Verwendung der
artiger Tonaufzeichnungen zu Beweiszwecken auch aus 
persönlichkeitsrechtlichen Gründen als unzulässig an
gesehen werden.
Die Rechtsgrundlage hierfür ergibt sich nicht unmittel
bar aus § 89 URG. Zwar spricht die Überschrift dieser 
Bestimmung vom Schutz vertraulicher Aufzeichnungen 
und Mitteilungen schlechthin. Aus dem Gesetzestext ist

21 Vgl. KrG Leipzig, Urteil vom 29. Januar 1960 — VI C 322/59 — 
(NJ 1962 s. 751): Tegetmeyer. „Bemerkungen zum Charakter 
und Schutz des Rechts am eigenen Bild“, NJ 1962 S. 733 fl.: 
Püschel, „Zum Charakter und Schutz des Rechts am eigenen 
Bild“, NJ 1963 S. 62 ff.: BG Leipzig, Urteil vom 19. August 1963 — 
6 BCB 9/63 — (NJ 1965 S. 587 ff. mit Anmerkungen von Teget
meyer und Püschel).
22 Vgl. für das allgemeine Zivilverfahrensrecht § 13 Abs. 2 
AnglVO. für das Verfahren in Familiensachen § 10 Abs. 3 
FVecfO. Das künftige Zivilprozeßrecht soll in allen Zivilverfah
ren den Auschluß der Öffentlichkeit für die Verhandlung oder 
einen ihrer Abschnitte gestatten, wenn dies im Interesse der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der sozialistischen Moral 
oder der Geheimhaltung bestimmter Tatsachen notwendig oder 
im Interesse der vollständigen Aufklärung des Sachverhalts 
oder der Aussöhnung der Parteien geboten ist. Indem die 
letzten beiden Alternativen nicht mehr lediglich für das Ehe- 
vcrfahrensrecht. sondern auch für das allgemeine Zivilverfah
rensrecht Geltung haben sollen, wäre damit die prozessuale 
Rechtslage auch im Hinblick auf die Verwendung vertraulicher 
Schriftstücke im Beweisverfahren des allgemeinen Zivilprozes
ses noch eindeutiger.

729


